
Stadt Cuxhaven Cuxhaven, den   16.  Mai 2026 
Der Gemeindewahlleiter 
 
 
Berichtigung der Bekanntmachung für die Kommunalwahlen und Direktwahl am 
13. September 2026 in der Stadt Cuxhaven vom 07. März 2026 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalwahlgeset-
zes, der Niedersächsischen Kommunalwahlordnung und des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes vom 28. April 2026 (Niedersächsisches Gesetz und 
Verordnungsblatt, 80. Jahrgang - Nr. 30) wird Ziffer VI. der Bekanntmachung vom 
07.03.2026 wie folgt berichtigt und neu bekannt gemacht: 

 
VI. Aufforderung zur Einreichung der Wahlvorschläge 
 

1. Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes, von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von Einzel-
personen (Einzelbewerberin oder Einzelbewerber) eingereicht werden. Die 
Wahlvorschläge müssen von den für das Wahlgebiet zuständigen Parteiorga-
nen, von drei Wahlberechtigten der Wählergruppen oder von den Einzelbe-
werberinnen oder Einzelbewerbern unterzeichnet sein.  
 

Wer gem. § 80 Abs. 4 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) für die Direktwahl wählbar ist, kann sich selber vorschlagen.   

 
2. Wahlvorschläge für die Gemeindewahl, die Ortsratswahlen und für die Direkt-

wahl sind bei der Gemeindewahlleitung  
 

Gemeindewahlleiter:  Erster Stadtrat Marcus Itjen 
 

Stellvertretende  
Gemeindewahlleiterin:  Städtische Oberrätin Jaqueline Waldmann 
 
Wahlbüro:     Stadt Cuxhaven 
      Rathausplatz 1 
      Zimmer 2.45 
      27472 Cuxhaven 

 
 einzureichen. 

 
Die Einreichungsfrist endet für die 
 

a.) Direktwahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters am 
Montag, den 6. Juli 2026, 
 

b.) für die Kommunalwahlen (Gemeindewahl sowie Ortsratswahlen) am 
Montag, den 20. Juli 2026,  

 

jeweils um 18.00 Uhr. 
 
Es wird gebeten, die Wahlvorschläge möglichst frühzeitig einzureichen. 

 



3. Ein Wahlvorschlag gilt für die Wahl im gesamten Wahlgebiet nur dann, wenn 
dieses einen einzigen Wahlbereich bildet. Ist das Wahlgebiet in mehrere 
Wahlbereiche eingeteilt, so gilt der Wahlvorschlag nur für die Wahl in einem 
der Wahlbereiche; im Wahlvorschlag muss der Wahlbereich genannt werden, 
für den er gelten soll. 

 
4. Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe darf – mit Ausnahme der 

Direktwahl – mehrere Bewerberinnen und Bewerber enthalten. Die Höchstzahl 
der auf ihm zu benennenden Bewerberinnen und Bewerber beträgt für die 

 
 Gemeindewahl    = 17 
 Ortsratswahl Altenbruch   = 14 
 Ortsratswahl Altenwalde   = 16 
 Ortsratswahl Lüdingworth   = 12 
 Ortsratswahl Sahlenburg   = 14 
 Direktwahl     =   1 

 
 Die Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber muss aus dem Wahlvor-

schlag ersichtlich sein. 
 

5. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers (Ein-
zelwahlvorschlag) darf nur den Namen dieser Bewerberin oder dieses Be-
werbers enthalten. 

 
6. In den Wahlvorschlag einer Partei darf nur aufgenommen werden, wer Mit-

glied dieser Partei oder parteilos ist und seine Zustimmung für die Aufnahme 
in den Wahlvorschlag schriftlich erklärt hat. 

 
7. Der Wahlvorschlag für die Gemeindewahl muss mindestens von 30 Wahlbe-

rechtigten des Wahlbereiches, für die Ortsratswahlen von mindestens 10 
(Ortschaft Lüdingworth) bzw. 20 Wahlberechtigten (übrige Ortschaften) der 
betreffenden Ortschaft, und für die Direktwahl von 200 Wahlberechtigten 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei der Einrei-
chung des Wahlvorschlags nachzuweisen. 

 

Eine wahlberechtigte Person darf für jede Wahl nur einen Wahlvorschlag un-
terzeichnen. Hat jemand für eine Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unter-
zeichnet, so sind dessen Unterschriften auf Wahlvorschlägen, die bei der Ge-
meinde nach der ersten Bestätigung des Wahlrechts eingehen, ungültig. 
 

Die Unterstützungsunterschriften dürfen erst gesammelt werden, wenn die 
Bewerberin/der Bewerber aufgestellt ist. Vorher geleistete Unterstützungsun-
terschriften sind ungültig. 
Die Original-Unterschriften der Wahlberechtigten müssen auf amtlichen 
Formblättern erbracht werden, die auf Anforderung vom Gemeindewahlleiter 
kostenfrei ausgegeben werden. 

 
 
 
 



8. Bei folgenden Parteien bzw. folgender Wählergruppe treten an die Stelle der 
Unterschriften nach Ziffer 7 die Unterschriften nach VI Ziffer 1: 

 
Christlich Demokratische Union Deutschlands in Niedersachsen (CDU), 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), 
Alternative für Deutschland (AfD). 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE), 
Die Linke (Die Linke), 
Die Cuxhavener Wählergemeinschaft politisch unabhängiger Bürger (Die 
Cuxhavener), 
Freie Demokratische Partei (FDP) – gilt nur für die Gemeindewahl, 
Die Demokraten – gilt nur für die Gemeindewahl. 
 

Auf die Möglichkeit, eine Feststellung durch den Gemeindewahlausschusses 
nach § 31 Abs. 1 Satz 1 NKWO zu erreichen, wird hingewiesen. Ein entspre-
chender Antrag ist an den Gemeindewahlleiter zu richten. 

 
9. Bei einer Einzelbewerberin oder einem Einzelbewerber, die oder der am 

Tage der Bestimmung des Wahltages dem Rat der Stadt Cuxhaven oder ei-
nem Ortsrat angehört und ihren oder seinen Sitz bei der letzten Wahl auf-
grund eines Einzelwahlvorschlages erhalten hat, tritt an die Stelle der Unter-
schriften nach Ziffer 7 die eigene Unterschrift. 

 
10. Auf dem Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauenspersonen benannt werden. 

Fehlt diese Angabe, so gelten die Unterzeichnenden nach VI Ziffer 1 Satz 2 
als Vertrauenspersonen. 

 
11. Parteien, die nicht im Deutschen Bundestag oder im Niedersächsischen 

Landtag vertreten sind, können als solche nur dann Wahlvorschläge einrei-
chen, wenn sie spätestens bis zum 15. Juni 2026 dem Niedersächsischen 
Landeswahlleiter, Schiffgraben 12, 30159 Hannover, ihre Beteiligung an der 
Wahl angezeigt haben und der Landeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 
festgestellt hat. Der Wahlbeteiligungsanzeige sind die schriftliche Satzung 
und das schriftliche Programm der Partei sowie der Nachweis über einen sat-
zungsgemäß bestellten Landesvorstand, bei nicht vorhandenem Landesvor-
stand ein Nachweis über den satzungsgemäß bestellten Bundesvorstand, 
beizufügen. 

 
12. Auf die Vorschriften über Inhalt und Form der Wahlvorschläge, der beizufü-

genden Unterlagen und der Wahlbeteiligungsanzeige gemäß §§ 21 bis 26, 
§§ 45a und 45d NKWG sowie §§ 31 bis 35 Niedersächsische Kommunal-
wahlordnung (NKWO) in der Fassung vom 5. Juli 2006 (Nds. GVBl. S. 280, 
431), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 2026 (Nds. GVBl. Jahr-
gang 80, Nr. 30) weise ich besonders hin. 
 

 
 
            Marcus Itjen 


